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An den Herrn 

Präsidenten des DeuLschen Bundestages 


Betr.: Situation auf dem Weinmarkt in Rheinland-Pfalz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Dr. Wagner 
(Trier), Dr. Gölter, Bremm, Richarts, Josten und Ge- 
nossen 

- Drucksache VI/2100 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundsregierung wie folgt; 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Lage auf 
dem Weinmarkt in Rheinland-Pfalz zu verbessern? 

Vv^ie die Bundesregierung bereits auf die Frage des Herrn 
Abgeordneten Richarts anläßlich der Fragestunde des Bundes- 
tages am 10. März mitgeteilt hat, ist sie seit Inkrafttreten der 
EWG-Weinmarktordnung nicht mehr ermächtigt, zur Behebung 
einer wirtschaftlich schwierigen Situation nationale Maßnahmen 
zur Marktstabilisierung zu ergreifen. 


2. Ist sie bereit, im Interesse einer Marktstabilisierung öffentliche 
Mittel zur Schaffung zusätzlicher Einlagerungskapazitäten bereit- 
zustellen? 

Die Weinmarktordnung enthält marktstützende V^orschriften 
wie beispielsweise die Gewährung von Lagerbeihilfen. Bisher 
haben die deutschen Erzeuger von der Möglichkeit der Lager- 
beihilfe für Tafelwein kaum Gebrauch gemacht, da der Bei- 
hilfesatz für die Weißweinarten A II (Silvaner, Müller-Thurgau) 
und A III (Riesling) wenig Anreiz zur Lagerhaltung bot. Daher 
hat die Bundesregierung in Brüssel mehrfach beantragt, die 
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Lagerprämie zu erhöhen. Mit der Änderung der Verordnung 
1437/70 (EWG) wurde für bestimmte Lagerverträge eine Er- 
höhung der Beihilfe um 50 Vo von 0,005 RE/hl/Tag auf 0,0075 
RE/hl/Tag erreicht. Nachdem der Rat der Destillation von Tafel- 
wein für den Zeitraum vom 19. April bis 3. Juni 1971 zuge- 
stimmt hatte, konnte die Bundesregierung am 28. April erneut 
eine Erhöhung der Lagerbeihilfen für die Weinarten All und 
A III auf 0,01 RE/hl/Tag durchsetzen. Diese Erhöhung gilt für 
Lagerverträge bis 31. August 1971, wenn sie bis 20. Mai 1971 
abgeschlossen sind. Da nunmehr die technischen Lagerkosten 
annähernd gedeckt sind, ist ein ausreichender Anreiz für den 
Abschluß solcher Lagerverträge gegeben. Jetzt liegt es an der 
deutschen Weinwirtschaft, von der Maßnahme Gebrauch zu 
machen. 


3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, die auf Grund von 
EWG-Vorschriften gewährten Lagerbeihilfen zu verbessern? 

Die Bundesregierung hat zur Schaffung von Lagerkapazitäten 
bisher über 54,0 Mio DM öffentlicher Mittel an Beihilfen 
für die Winzergenossenschaften bereitgestellt. Im Jahre 1970 
betrugen diese Förderungsbeträge allein 8,7 Mio DM. Ab 
1971 können Erzeugergemeinschaften nach den Richtlinien des 
Markstrukturgesetzes gefördert werden. Schließlich gewährt 
die Bundesregierung für Investitionen in Weinbaubetrieben 
Zinsverbilligungsmittel. Nach Ausschöpfung dieser Möglich- 
keiten durch die betroffenen Kreise wird die Bundesregierung 
zu gegebener Zeit prüfen, ob für evtl, zusätzlich benötigten 
Lagerraum weitere öffentliche Mittel bereitgestellt werden 
müssen. 


In Vertretung 

Logemann 
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